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§ 1 

Geltungsbereich der Prüfungsordnung 

 

Diese Prüfungsordnung gilt für das Studium im englischsprachigen Bachelorstudiengang In-

ternational Taxation and Law an der Fakultät Gesellschaft und Ökonomie der Hochschule 

Rhein-Waal in Ergänzung der Rahmenprüfungsordnung für die Bachelor- und Masterstudien-

gänge an der Hochschule Rhein-Waal. Sie regelt das grundständige, siebensemestrige Stu-

dium (grundständiger Studiengang). 

 

 

 

§ 2 

Ziel des Studiums; Zweck der Prüfung; Bachelorgrad 

 

(1) Die Bachelorprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss und berechtigt zur 

Aufnahme eines Masterstudiums. Das Ziel des Studiums ist in § 3 RPO beschrieben. 

Die weitgehende Beherrschung der englischen Sprache ist dabei Grundlage für die im 

Verlauf des Studiums kontinuierlich angestrebte Vertiefung und Erweiterung der fach-

sprachlichen Kenntnisse und daher Voraussetzung für die Bewältigung des Studiums. 

 

(2) Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der akademische Grad „Bachelor of 

Arts“, abgekürzt „B. A.“, verliehen. 

 

 

 

§ 3 

Studienvoraussetzungen 

 

(1) Die allgemeinen Studienvoraussetzungen sind in § 4 RPO geregelt. 

 

(2) Die Einschreibung wird versagt, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewer-

ber in einem Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgeset-

zes, der eine erhebliche inhaltliche Nähe zum vorliegenden Studiengang aufweist, eine 

nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat. 

 

(3) Für den Nachweis ausreichender Kenntnisse der englischen Sprache gilt 

§ 4 Abs. 5a RPO. 

 

 

 

§ 4 

Grundpraktikum 

 

Das Grundpraktikum i.S.v. § 4 Abs. 3 RPO soll außerhalb der Hochschule im Kontext der 

Fächer des Curriculums in einem Unternehmen, einer Behörde oder einer Organisation abge-

leistet werden und mit wirtschafts- und/oder rechtswissenschaftlichen Fragen vertraut ma-

chen. 
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§ 5 

Studienaufbau; Studienvolumen; Studienverlauf 

 

(1) Das Studienvolumen beträgt 122 Semesterwochenstunden. 

 

(2) Den Modulen der Studiengänge sind nach § 6 Abs. 5 RPO in der Summe 210 Kre-

ditpunkte zugeordnet. 

 

(3) Modulveranstaltungen und Prüfungen erfolgen vorbehaltlich Satz 2 in englischer Spra-

che. Innerhalb der Wahlpflichtfächer werden die im Wahlpflichtkatalog entsprechend 

gekennzeichneten Module (einschließlich Prüfung) in einer anderen Sprache angebo-

ten. 

 

(4) (entfällt)  

 

(5) Alles Nähere zum Aufbau des Studiums sowie zu Art, Form und Umfang der Module 

ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Prüfungs- und Studienplan. Auf vorherigen 

Antrag an den Prüfungsausschuss können im Wahlpflichtbereich insgesamt bis zu 5 

CP abweichend vom Wahlpflichtkatalog aus dem gesamten Studienangebot der Hoch-

schule Rhein-Waal belegt werden. Die Zustimmung wird erteilt, sofern die gewählten 

Module inhaltlich dem Schwerpunkt des Wahlpflichtkatalogs entsprechen oder eine 

adäquate Ergänzung darstellen. Einzelheiten zu Qualifikationszielen, Lehrinhalten und 

den in der Regel zu wählenden Prüfungsformen sind im Modulhandbuch festgelegt, 

das über die Homepage der Hochschule Rhein-Waal öffentlich zugänglich ist. 

 

(6) Die Zulassung zu Modul TL 4 6353 (Abwehrgesetze gegen Steuergestaltungen) ist erst 

nach Bestehen der Prüfung in TL 1 6303 (Allgemeine Einführung in das Steuerrecht) 

möglich; die Zulassung zu Modul TL 4 6316 (Ermittlung steuerlicher Bemes-

sungsgrundlagen) ist erst nach Bestehen der Prüfung in TL 1 6348 (Buchführung und 

DATEV) möglich. Das Bestehen des Testats in TL 2 6349 (Forschungskompetenzen) 

ist Voraussetzung für die Zulassung zu Modul TL 4 6317 (Projekt in internationaler 

Besteuerung) und TL 5 6322 (Projekt in internationaler Besteuerung). Die Zulassung 

zu Modul TL 5 6319 (Vertragsrecht) ist erst nach Bestehen der Prüfung in TL 1 6346 

(Zivilrecht und Gesellschaftsrecht) möglich; die Zulassung zu Modul TL 5 6321 (Inter-

nationale Steuergestaltung) ist erst nach Bestehen der Prüfung in TL 2 6308 (Grundla-

gen Internationaler Besteuerung) möglich. 

 

(7) Die Module TL 2 6102 (Einführung in die Volkswirtschaftslehre), TL 2 6349 (Forschung-

skompetenzen), TL 4 6317 (Projekt in internationaler Besteuerung), TL 5 6322 (Projekt 

in internationaler Besteuerung) und die Module des siebten Semesters werden zur 

Studienzeitverkürzung in jedem Semester angeboten 

 

 

§ 5a 

Praxissemester/Auslandsstudiensemester 

 

(1) Das Praxissemester wird in § 21 RPO geregelt. 

 

(2) Bei einem Auslandsstudiensemester sind mindestens 20 der zu erwerbenden 30 CP 
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an der gastgebenden Hochschule zu erbringen. 

 

 

 

§ 6 
Umfang studienbegleitender Prüfungen 

 

(1) Klausurarbeiten sind in ihrem zeitlichen Umfang an die Zahl der zu erwerbenden Kre-

ditpunkte (CP) angepasst und dauern nicht länger als 120 Minuten. Als Richtwert 

gilt die Dauer von 20 bis 30 Minuten je Kreditpunkt (CP). 

 

(2) Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt mindestens 15 und höchstens 30 Minuten 

pro Studierender/Studierendem. 

 

(3) Der Umfang einer Studien-, Projekt- oder Hausarbeit soll 30 Seiten DIN A4 (Textteil) 

nicht überschreiten. 

 

(4) (entfällt).  

 

(5) (entfällt).  

 

(6) (entfällt).  

 

(7) (entfällt). 

 

 

 

§ 7 

Umfang und Form der Bachelorarbeit 

 

(1) Der Umfang des schriftlichen Teils der Bachelorarbeit soll in der Regel 40 DIN-A4- 

Seiten nicht unterschreiten und 60 DIN-A4-Seiten nicht überschreiten (Textteil). Neben 

der Textfassung können zur Ausarbeitung andere Medien herangezogen werden, so-

fern sie nach Maßgabe der Aufgabenstellung für die Dokumentation der Arbeit geeig-

net und hilfreich sind. In diesem Fall kann von dem unteren Richtwert für den Umfang 

des schriftlichen Teils abgewichen werden. 

 

(2) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn 

der als Einzelleistung zu bewertende Beitrag aufgrund der Angabe von Abschnitten, 

Seiten- zahlen oder anderen Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen, 

deutlich unter- scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach § 23 Abs. 1 

RPO erfüllt. 

 

(3) Die Bachelorarbeit ist in englischer Sprache abzufassen. Auf Antrag kann in begrün-

deten Fällen die Abfassung der Bachelorarbeit auch in deutscher Sprache zugelassen 

werden, wenn das schriftliche Einverständnis der Betreuerin oder des Betreuers vor-

liegt. Der Antrag ist spätestens mit der Anmeldung zur Bachelorarbeit zu stellen. 

 

§ 8 
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Zulassung zur Bachelorprüfung und zum Kolloquium 

 

(1) Ergänzend zu den Voraussetzungen der RPO zur Zulassung zur Bachelorarbeit 

(§ 24 Abs. 1 RPO) hat der Studierende den Erwerb von 175 Kreditpunkten vorzuwei-

sen. Abweichend hiervon erfolgt eine Zulassung mit 145 Kreditpunkten, wenn das Pra-

xis- oder Auslandsstudiensemester erst nach Abgabe der Bachelorarbeit abgeleistet 

wird.  

 

(2) Ergänzend zu den Voraussetzungen der RPO zur Zulassung zum Kolloquium 

(§ 27 Abs. 2 RPO) hat der Studierende den Erwerb von 207 Kreditpunkten vorzuwei-

sen. 

 

 

 

§ 9 

Zuerkennung von Kreditpunkten für Bachelorarbeit und Kolloquium 

 

(1) Für das Bestehen der Bachelorarbeit werden zwölf Kreditpunkte zuerkannt. 

 

(2) Für das Bestehen des Kolloquiums werden drei Kreditpunkte zuerkannt. 

 

 

 

§ 10 

Verleihung des Bachelorgrades 

 

Mit der Aushändigung der Bachelorurkunde gemäß § 30 Abs. 1 RPO wird die Verleihung des 

Bachelorgrades gemäß § 2 Abs. 2 beurkundet. 

 

 

 

§ 11 

Inkrafttreten und Übergangsvorschriften 

 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Be-

kanntmachungen der Hochschule Rhein-Waal in Kraft. Sie gilt für Studierende, die ab 

dem Wintersemester 2025/26 erstmals im Bachelorstudiengang International Taxation 

and Law an der Fakultät Gesellschaft und Ökonomie der Hochschule Rhein-Waal im-

matrikuliert werden. 

 

(2) Studierende des Bachelorstudiengangs International Taxation and Law, die im genann-

ten Studiengang bereits vor dem Wintersemester 2021/22 immatrikuliert waren, kön-

nen das Studium nach der Prüfungsordnung vom 21.03.2019 (Amtliche Bekanntma-

chung 15/2019) bis zum 29. Februar 2028 beenden. Die Prüfungsordnung vom 

21.03.2019 (Amtliche Bekanntmachung 15/2019) tritt zum 01. März 2028 außer Kraft. 

Studierende des Bachelorstudiengangs International Taxation and Law, die im genann-

ten Studiengang bereits vor dem Wintersemester 2025/26 immatrikuliert waren, kön-

nen das Studium nach der Prüfungsordnung i.d.F. der Ersten Änderungssatzung vom 
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25.11.2020 (Amtliche Bekanntmachung 5/2021) bis zum 31.08.2029 beenden. Die Prü-

fungsordnung i.d.F. der Ersten Änderungssatzung tritt am 01.09.2029 außer Kraft. 

 

(3) Auf schriftlichen Antrag, der an den Prüfungsausschuss der Fakultät zu richten ist, kön-

nen Studierende, die nach der Prüfungsordnung vom 21.März 2019 (Amtliche Bekannt-

machung 15/2019) studieren, das Studium nach der Prüfungsordnung i.d.F. der Ersten 

Änderungssatzung oder nach der vorliegenden Prüfungsordnung fortsetzen. Studie-

rende, die nach der Prüfungsordnung i.d.F. der Ersten Änderungssatzung studieren, 

können das Studium auf schriftlichen Antrag nach der vorliegenden Prüfungsordnung 

fortsetzen. Über die Anerkennung erbrachter Studienleistungen entscheidet der Prü-

fungsausschuss. Nach Außerkrafttreten der Prüfungsordnung vom 21.03.2019 bzw. 

der Prüfungsordnung i.d.F. der Ersten Änderungssatzung vom 25.11.2020 bedarf es 

keines Antrags, sondern es erfolgt eine Vornahme des Wechsels in die vorliegende 

Prüfungsordnung von Amts wegen. Studierende, die bereits vor dem Wintersemester 

2025/26 das Studium aufgenommen haben und das Studium nach der vorliegenden 

Prüfungsordnung fortsetzen, können im Wahlpflichtbereich gemäß § 5 Abs. 5 Veran-

staltungen aus dem gesamten Studienangebot der Hochschule Rhein-Waal über die 

Grenzen von 5 CP belegen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis: Diese Prüfungsordnung ist in der vorliegenden Fassung am 19.02.2025 Kraft getre-

ten.  
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Anhang 
 


